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Zur Operationalisierung des Umweltbegriffs in Umwelt 
Verträglichkeitsstudien
Stefan Summerer

1. Einführung

Primäres Ziel des am 1. August 1990 in Kraft 
getretenen "Gesetz über die Prüfung der Umwelt­
verträglichkeit bei bestimmten öffentlichen und 
privaten Vorhaben" (UVPG) ist die Verbesserung 
der Lebensqualität durch vorbeugenden Umwelt­
schutz. Mit seiner Hilfe soll das Vorsorgeprinzip 
in der Umweltpolitik verankert werden. Vor ihrer 
Verwirklichung sind bestimmte Vorhaben darauf­
hin zu untersuchen, ob und in welchem Ausmaß 
sie die Umwelt beeinträchtigen und ob es im Inter­
esse des Umweltschutzes bessere Lösungen gibt - 
bis hin zur Nullalternative.

Durch die Einführung der UVP in das bundes­
deutsche Vorhabenzulassungsrecht soll das bisher 
vorherrschende Monitoring der Emissionen und 
Immissionen ergänzt werden um ein verstärktes 
Monitoring der Wirkungen. Die Beachtung der 
Wirkungspfade, der möglichen Kombinationswir­
kungen und der Problemverlagerungen kann im 
Extremfall dazu führen, daß ein Vorhaben, das 
nach mehreren sektoralen Prüfungen gerade noch 
genehmigt worden wäre, mit Rücksicht auf das 
gesamte Wirkungsspektrum als nicht mehr geneh­
migungsfähig eingestuft wird.

2. Zum Zweck des UVPG

Der Zweck des UVPG wird in § 1 definiert:

"Zweck dieses Gesetzes ist es sicherzustellen, daß 
bei den in der Anlage zu § 3 aufgeführten Vorha­
ben zur wirksamen Umweltvorsorge nach einheit­
lichen Grundsätzen
1. die Auswirkungen auf die Umwelt frühzeitig 

und umfassend ermittelt, beschrieben und be­
wertet werden,

2. das Ergebnis der UVP so früh wie möglich bei 
allen behördlichen Entscheidungen über die 
Zulässigkeit berücksichtigt wird."

Dabei stellt die UVP kein eigenständiges Verfah­
ren dar, sondern wird in die bestehenden Pla- 
nungs- und Entscheidungsverfahren integriert.

3. Zum Umweltbegriff des UVPG bzw. der EG- 
Richtlinie zur UVP

Das bundesdeutsche UVP-Gesetz (UVPG) ent­
hält keinerlei Aussagen zur Umwelt insgesamt,

sondern begnügt sich mit der Aufzählung der zu 
berücksichtigenden Schutzgüter. Was das hinter 
dieser Begriffsbestimmung des UVPG stehende 
Verständnis der Umwelt angeht, habe ich daher 
die EG-Richtlinie zur UVP als Voraussetzung für 
das deutsche UVPG herangezogen.

Der für dieses Verständnis von Umwelt entschei­
dende Passus, Art. 3, EG-Richtlinie, hat folgenden 
Wortlaut:
'Die UVP identifiziert, beschreibt und bewertet in 
geeigneter Weise nach Maßgabe eines jeden Ein­
zelfalls gemäß der Art. 4 bis 11 die unmittelbaren 
und die mittelbaren Auswirkungen eines Projektes 
auf folgende Faktoren:
— Mensch, Fauna und Flora,
— Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft,
— die Wechselwirkungen zwischen den unter dem 

ersten und dem zweiten Gedankenstrich ge­
nannten Faktoren,

— Schutzgüter und das kulturelle Erbe."

Wichtig hieran ist zunächst, daß auch die EG- 
Richtlinie keine Definition von Umwelt vornimmt, 
sondern eine Fülle von unmittelbaren und mittel­
baren Auswirkungen eines Vorhabens auf ver­
schiedene Faktoren, einschließlich der Wechsel­
wirkungen zwischen diesen Faktoren aufzählt. Da­
mit wird das zentrale Element der UVP herausge­
stellt: ihr bereichsübergreifender, integrativer An­
satz. Im Gegensatz zur herkömmlichen Fachpla­
nung sollen im Rahmen der UVP nicht einzelne 
Faktoren bzw. isolierte Umweltsektoren unter­
sucht und die Ergebnisse der verschiedenen Teil­
prüfungen mehr oder weniger additiv zusammen­
gestellt werden. Das der EG-Richtlinie zugrunde­
liegende Umweltverständnis verlangt demgegen­
über einen synoptischen Ansatz, dem durch die 
bloße Addition einzelner Teilprüfungen nicht ent­
sprochen werden kann. Damit trägt die EG-Richt­
linie zur UVP dem systemaren Charakter der Um­
welt besser Rechnung als die Mehrzahl der sekto­
ralen Fachgesetze.

Wenn man die Entstehungsgeschichte der EG- 
Richtlinie verfolgt, so läßt sich die schrittweise 
Überwindung eines zunächst recht engen Anthro- 
pozentrismus im Umweltverständnis konstatieren. 
Zunächst ist es lediglich um die Umwelt als Pro­
duktionsgrundlage für den Menschen gegangen; 
schließlich aber wird von der "Reproduktionsfä­
higkeit des Ökosystems als Grundlage allen Le­
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bens" gesprochen und nicht mehr nur von der 
"Produktionskapazität der natürlichen Ressour­
cen".

Das Problem der Operationalisierung des Begrif­
fes Umwelt ist damit natürlich nicht gelöst. Dieses 
Problem kann auf der Ebene der EG-Richtlinie 
wie auf der Ebene des bundesdeutschen UVPG 
nur auf der zweiten Zielebene, der der Schutzgü­
ter, angegangen werden.

3.1 Die Operationalisierung der Schutzgüter 
im Rahmen von Umweltverträglichkeits­
studien

Die Operationalisierung der Schutzgüter des 
UVPG, dh. ihre Aufbereitung in entscheidungs­
dienlicher Form, ist die Voraussetzung für die Be­
schreibung und Bewertung der Umweltauswir­
kungen eines Vorhabens. Der Begriff Umweltaus­
wirkungen ist geradezu definiert als die Gesamt­
heit aller von einem Vorhaben ausgehenden Ein­
flüsse auf eben die Schutzgüter des Gesetzes. Zur 
Reduktion von Komplexität ist es notwendig, sich 
auf die erheblichen Auswirkungen zu beschrän­
ken; für die Strukturierung des Aufgabenspek­
trums der UVS im Rahmen der UVP ist jedoch 
Vollständigkeit maßgebend. D.h. es sind alle 
Schutzgüter des § 2 Abs. 1 Satz 2 zu ermitteln, zu 
beschreiben und zu bewerten. Nur auf der Grund­
lage einer sorgfältigen Beschreibung und Bewer­
tung des Status quo, d.h. des Ausgangszustandes, 
ist die Prognose der zu erwartenden vorhabenbe­
zogenen Veränderungen eben dieser Schutzgüter 
zu leisten.

Auch wenn das UVPG betont, daß die abschlie­
ßende Bewertung der zu erwartenden Umweltaus­
wirkungen eines Vorhabens eine Gesamtaussage 
sein soll, die nicht im Wege der Addition mehrerer 
Einzelaussagen gewonnen werden kann, führt der 
Weg zu dieser Gesamtaussage in jedem Fall über 
die Beschreibung und Bewertung der Auswirkun­
gen auf die einzelnen Schutzgüter. Nur sie sind in 
einer Weise operationalisierbar, die schließlich ei­
ne Aussage über die zu erwartende Umweltsitua­
tion vor und nach der Realisierung eines umwelt­
belastenden Vorhabens ermöglicht. Auch die be­
rühmt-berüchtigten Wechselwirkungen bleiben so 
lange reine Theorie, wie die Analyse der medialen 
Auswirkungen nicht zeigen kann, daß bestimmte 
Wirkfaktoren Wirkungspfade verfolgen, die sich 
durch mehrere Umweltmedien hindurchziehen 
und die schließlich - meist über die Nahrungskette 
- bis zum Menschen gelangen können.

32  Stufen einer Operationalisierung der 
Schutzgüter des UVPG

Die Stufen einer Operationalisierung der Schutz­
güter des UVPG können wie folgt aussehen:

1. Festlegung der Ziele: was wollen wir in welchem 
Umfang und unter welchen Kosten schützen?

2. Ableitung von Unterzielen zur Konkretisierung
3. Ermittlung und Beschreibung des Status quo 

bei den Schutzgütern - unter Verwendung von 
Meßergebnissen, Indikatoren, Zustandsvaria­
blen usw.

4. Prognose der zusätzlichen Belastung der 
Schutzgüter durch eine geplante Maßnahme

5. Bewertung der maßnahmebedingten Verände­
rungen bei den Schutzgütern im Lichte der fest­
gelegten Ziele

6. Entwicklung von Maßnahmen zur Vermeidung, 
Verminderung und zum Ausgleich nach Maß­
gabe der Differenz zwischen dem Status quo 
und der festgelegten Ziele.

Die Tabellen 1 bis 5 stellen einen Versuch einer 
Operationalisierung von 5 der gesetzlich genann­
ten Schutzgüter
— Mensch
— Luft/Klima
— Wasser
— Boden
— Tiere und Pflanzen

dar. Aus Gründen der Übersichtlichkeit sind die 
entsprechenden Kriterien und Maßnahmen nur 
für einen Tbil der Unterziele aufgeführt worden.

Einen weiteren, unabdingbar wichtigen Schritt zur 
Operationalisierung der auf die Schutzgüter bezo­
genen Ziele stellen spezifische Umweltstandards 
dar. Für das Schutzgut Luft z.B. existieren eine 
ganze Reihe mehr oder weniger anspruchsvoller 
allgemeiner Standards bzw. Standardkataloge, wie 
z.B.
— TA Luft
— EG-Leitwerte
— WHO-Leitwerte
— MIK-Werte nach VDI
— MAK-Werte nach DFG
— Smogalarm-Warnpläne
— Nutzungsspezifische Mindeststandards nach 

KÜHLING.

Mit Ausnahme der Werte der TA Luft können die 
hier aufgeführten Werte als Vorsorgestandards 
bezeichnet werden. Sie sind u.U. allerdings zu 
ergänzen um immissionsseitige, auf spezifische, oft 
kleinräumige Gegebenheiten bezogene Umwelt­
qualitätsstandards.

Die Immissionswerte nach Punkt 2.5.1 der TA Luft 
bezeichnen das Schutzniveau, dessen Einhaltung 
den Schutz vor Gesundheitsgefahren sicherstellt. 
Unbefriedigend bleibt dabei, daß die Kontrolle 
kanzerogener Luftverunreinigungen in der TA 
Luft nur unzureichend über verschärfte Emissi­
onsbegrenzungengeregelt ist, da für sie keine Wir­
kungsschwelle angegeben werden kann und somit 
Immissionswerte mit dem gleichen Schutzan-
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spruch nicht abgeleitet werden können. Emissio­
nen, die nicht bestimmten Emittenten zuzuordnen 
sind, sondern diffus oder mittels Ferntransport 
wirksam werden, oder aus Vorläufern sekundär in 
der Atmosphäre gebildet werden, sind im Rahmen 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
ebenfalls nicht gezielt zu berücksichtigen.

Dazu kommt, daß nicht nur die Zahl der in der TA 
Luft geregelten Stoffe zu gering ist und dem heu­
tigen Stand des Wissens nicht mehr entspricht, 
sondern auch die erlaubten Höchstkonzentratio­
nen für eine Reihe besonders empfindlicher und 
schutzwürdiger Organismen und Ökosysteme zu 
hoch sind. Die Leitwerte der EG-Richtlinien ge­
hen denn auch deutlich über die Grenzwerte der 
TA Luft hinaus. Sie beschränken sich nicht auf den 
Schutz des Menschen vor Gesundheitsgefahren, 
Belästigungen, Nachteilen oder Beeinträchtigun­
gen, sondern beziehen auch empfindliche Ökosy­
steme und damit andere Lebewesen ein.

Wenn Sie das Anforderungsprofil des Bundesim­
missionsschutzgesetzes (BImSchG) bzw. der TA 
Luft mit dem der UVP vergleichen, wie es von § 2 
Abs. 1 Satz 1 UVPG definiert worden ist, kann 
Ihnen nicht entgehen, daß sich hier deutliche Dis­
krepanzen, sprich: Schutzlücken auftun. Das UV­
PG bestimmt, daß neben den Schutzgütern 
Mensch, Tiere, Pflanzen, Wasser, Boden, Luft, Kli­
ma und Landschaft, auch die Wechselwirkungen 
zwischen diesen Schutzgütern zu prüfen sind. 
Demgegenüber bestimmt § 1 a der 9. BImSchV, 
daß die Auswirkungen einer genehmigungsbe­
dürftigen Anlage auf die Schutzgüter nur insoweit 
zu prüfen sind, wie dies für die Prüfung der Ge­
nehmigungsvoraussetzungen erforderlich ist. 
Genehmigungsvoraussetzungen sind vor allem die 
Immissionswerte der TA Luft und diese gestatten 
weder eine ausreichende Differenzierung nach 
der Schutzwürdigkeit der Schutzgüter noch eine 
Berücksichtigung von Wechselwirkungen.

Von der UVP erwarten wir daher eine schrittweise 
Anpassung der Bewertungsmaßstäbe der Fach­
planung an die Ergebnisse einer umfassenden und 
integrativen Prüfung der Auswirkungen von Vor­
haben auf die gesetzlich benannten Schutzgüter. 
Die UVP kann fachgesetzliche Bewertungsmaß­
stäbe nicht einfach zur Seite schieben, aber sie 
kann Schutzlücken aufzeigen, die zu einer allmäh­
lichen Veränderung der materiellrechtlichen Vor­
aussetzungen für eine anspruchsvolle Umwelt­
prüfung führen.

Beim Schutzgut Wasser ist zunächst zwischen 
Grundwasser und Oberflächenwasser zu unter­
scheiden. Beim Grundwasser sind z.B. die Richt­
linien 80/778 EG und 80/68 EG heranzuziehen; 
oder auch die Werte der Trinkwasserverordnung. 
Über den biotischen Zustand des Grundwassers 
sagen diese Richtlinien allerdings nichts aus.

Bei den Fließgewässern können die Gewässergü­
teklassen zumindest als Empfehlungen gelten:

I unbelastet 
I-II gering belastet
II mäßig belastet 
usw.

Nach den Zielen der Raumordnung soll im Regel­
fall die Gewässergüteklasse II angestrebt werden. 
Für nutzungsbezogene Standarddefinitionen kön­
nen darüber hinaus eine Reihe von EG-Richtli­
nien im Bereich Oberflächenwasser herangezogen 
werden.

Obwohl das Immissionsprinzip im Wasserhaus­
haltsgesetz (WHG) durchaus verankert ist (§ 1 a 
WHG), wird Gewässerschutzpolitik in der Bun­
desrepublik Deutschland nach dem Emissions­
prinzip gemacht. Unabhängig von der Frage, ob 
bei Einleitung von gefährlichen Stoffen in Gewäs­
ser toxische Effekte tatsächlich auftreten, muß 
Abwasser nach dem Stand der Tbchnik vermieden 
und gereinigt werden. Ein Wirkungsnachweis des 
im Gewässer tatsächlich auftretenden Gefähr­
dungspotentials ist bei der Erteilung von Auflagen 
zur Abwasserreinigung zunächst nicht erforder­
lich.

Neueste Erkenntnisse der Wirkungsforschung ha­
ben jedoch gezeigt, daß das Emissionsprinzip im 
Gewässerschutz nicht ausreicht, sondern ergänzt 
werden muß durch immissionsbezogene Quali­
tätsstandards, die getrennt für die einzelnen 
Schutzgüter bzw. Nutzungen festzulegen sind, z.B. 
für
— Trinkwasserversorgung
— Berufs- und Sportfischerei
— Freizeit und Erholung
— Bewässerung landwirtschaftlicher Nutzflächen
— Schwebstoffe und Sedimente
— aquatische Lebensgemeinschaften.

Der bereichsübergreifende Prüfansatz der UVP 
soll im Gewässerschutz dazu führen, daß das 
Emissionsprinzip ergänzt wird z.B. durch ökomor­
phologische Qualitätsziele, die die bisherige Be­
wertung des Gewässerzustandes nach dem Sapro- 
biensystem um die Gesichtspunkte der angemes­
senen Lebensräume für die Arten des aquatischen 
und des mit diesem in ökologischer Wechselwir­
kung stehenden terrestrischen Bereichs erweitern. 
Erste Ergebnisse hierzu sind vom Arbeitskreis der 
Landesanstalten für Wasserwirtschaft (LAWA- 
AK) "Gewässerbewertung-Fließgewässer" vorge­
legt worden.

Beim Schutzgut Boden gibt es z.Zt. kaum wissen­
schaftlich abgesicherte Standardempfehlungen. 
Der wichtigste Grund dafür: es gibt keinen "Ein- 
heits- und Standardboden", sondern eine Fülle 
unterschiedlicher Bodentypen, deren Ausprägung 
häufig schon in kleinen räumlichen Einheiten er­
heblich differiert. Ansätze zu einer Standardisie­
rung enthalten:
— die Holland-Liste
— verschiedene Klärschlammverordnungen
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— die Kloke-Iiste
_  die Liste mit Schwellenwerten der LÖLF
— die Schweizer Bodenschutz-Verordnung.

Beim Boden sollte ferner immer unterschieden 
werden zwischen Vorsorgewerten (Definition der 
Schwelle, unterhalb derer die volle Funktionsviel­
falt des Bodens sichergestellt ist), Prüfwerten 
(Definition der Konzentration von Stoffen im Bo­
den, bei deren Erreichen einzelfallbezogene Prü­
fungen über das Vorliegen einer schädlichen 
Bodenveränderung durchzuführen sind) und Ge­
fahrenwerten (Definition der Konzentration von 
Stoffen im Boden, bei deren Erreichen in der Re­
gel von einer schädlichen Bodenverunreinigung 
auszugehen ist).

Weitere Qualitätsstandards müssen im nicht-stoff­
lichen Bereich entwickelt werden, z.B. für den 
Versiegelungsgrad und für die Bodenerosion.

4. Zielsetzung der UVS als zentralem Tfeil der 
Antragsunterlagen

Grundsätzlich hat die UVS drei Hauptfunktionen:
1. Sie soll den Zustand der Umwelt in Hinblick auf

-  Empfindlichkeit/Schutzwürdigkeit
-  Leistungsfähigkeit
-  Vorbelastung
systematisch erfassen und bewerten. Ohne die­
se systematische Erfassung der Standortbedin­
gungen sind zwar die Emissionen einer Anlage 
zu beschreiben, ihre Auswirkungen auf die 
Schutzgüter jedoch nicht.

2. Die UVS soll die Umweltwirkungen nicht nur 
für den Normalfall, sondern auch für den Fall 
des nicht bestimmungsgemäßen Betriebs pro­
gnostizieren und auch hier vor allem im Zusam­
menhang mit den spezifischen Standortbedin­
gungen. Die UVS hat außerdem die zwischen 
den einzelnen Faktoren bzw. Schutzgütern fest­
zustellenden Wechselwirkungen zu berücksich­
tigen.

3. Die UVS soll ggf. Maßnahmen vorschlagen, mit 
denen die zu erwartenden potentiell erhebli­
chen Auswirkungen vermieden, vermindert 
oder ausgeglichen werden können.

Die UVS ist auf der Grundlage der §§ 5 und 6 
UVPG vom Vorhabenträger zu erstellen. Die im 
Rahmen der UVS zusammengestellten Unterla­
gen dienen der zuständigen Behörde als Entschei­
dungshilfe für die Zulassung bzw. Ablehnung des 
Vorhabens.

Bei der Erstellung der UVS sind in jedem Fall 
mindestens die nach § 6 Abs. 3 UVPG geforderten 
Angaben zu ermitteln, nämlich

-  Beschreibung des Vorhabens mit Angaben 
über Standort, Art und Umfang sowie Bedarf 
an Grund und Boden,

— Beschreibung von Art und Menge der zu erwar­
tenden Emissionen und Reststoffe, insbesonde­
re der Luftverunreinigungen, der Abfälle und 
des Anfalls von Abwasser sowie sonstige Anga­
ben, die erforderlich sind, um erhebliche Be­
einträchtigungen der Umwelt durch das Vor­
haben feststellen und beurteilen zu können,

— Beschreibung der Maßnahmen, mit denen er­
hebliche Beeinträchtigungen der Umwelt ver­
mieden, vermindert oder soweit möglich aus­
geglichen werden, sowie der Ersatzmaßnah­
men bei nicht ausgleichbaren, aber vorrangigen 
Eingriffen in Natur und Landschaft,

— Beschreibung der zu erwartenden erheblichen 
Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt 
unter Berücksichtigung des allgemeinen 
Kenntnisstandes und der allgemein anerkann­
ten Prüfungsmethoden.

Die Gliederung der UVS kann sich an § 6 UVPG 
anlehnen; sie kann aber auch nach Vorschlag der 
zuständigen Behörde, nach Vorschlag des UVS- 
Gutachters oder nach einer Abstimmung zwischen 
den Beteiligten im Rahmen des Scoping-Verfah- 
rens (§ 5 UVPG) festgelegt werden.

4.1 Beschreibung des Status quo

Jede UVS beginnt mit der detaillierten Beschrei­
bung der Naturpotentiale des Untersuchungsrau­
mes in ihrer gegenwärtigen Nutzung/Vorbela- 
stung, Empfindlichkeit und Schutzwürdigkeit. 
Ausschlußkriterien sind dabei u.a.

-  Vorranggebiete für Natur und Landschaft,
-  Gebiete mit besonders geringem Grundwas­

serflurabstand,
-  Heilquellen- und Trinkwasserschutzzonen,
-  Gebiete in unmittelbarer Nähe zur Wohnbe­

bauung.

Der Entwurf der Verwaltungsvorschrift zum UV­
PG sieht für geplante Deponien z.B. die folgenden 
Standortinformationen vor:

• Angaben über die Nutzung des Standortes:
-  Darstellung der derzeitigen Nutzung des 

Standortes und seiner Umgebung,
-  Darstellung der Bauleitpläne, der Raum-, 

Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur,
-  wasserrechtliche Ausweisungen,
-  naturschutzrechtliche Ausweisungen.

• Angaben über Lärm:
-  Beschreibung vorhandener Lärmquellen 

(Vorbelastung),
-  Schallpegelmessungen im Bereich des 

Standortes,
-  Darstellung der Hauptemittenten,
-  eventuelle lärmdämpfende Eigenschaften 

des Standortes.

• Angaben über Geologie, Hydrogeologie:
-  detaillierte Darstellung der geologischen Si­

tuation am Standort,
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-  Auswertung von Bohrungen und Pegeln so­
wie sonstiger Aufschlüsse,

-  geologische Kartierung,
-  natürliche Barrierefunktion des Gesteins,
-  Grundwasserhorizonte, Grundwasserströ­

mungen.

• Angaben über geogene und anthropogene Be­
lastungen

• Angaben über Grundwasserverhältnisse, ins­
besondere über
-  Art, Verbreitung und M ächtigkeit der 

Grundwasserleiter,
-  physikalische Eigenschaften der Grundwas­

serleiter,
-  Grundwasserströmungsverhältnisse,
-  bestehende Nutzungen des Grundwassers,
-  Bestandsaufnahme der Ist-Situation der 

Wasserqualität im Bereich Grundwasser.

• Angaben über den Wasserhaushalt:
-  qualitative und quantitative Darstellung der 

Vorflutverhältnisse,
-  Niederschlagssituation, Grundwasserneu­

bildung, Hochwasserereignisse,
-  Einzugsbereich des Vorfluters,
-  Wasserstandsverhältnisse der Oberflächen­

gewässer,
-  Vorbelastung der Oberflächengewässer.

• Angaben über die klimatische Situation:
-  makro-, meso- und mikroklimatische Ver­

hältnisse,
-  Häufigkeiten und Typen der auftretenden 

Wetterlagen,
-  Ermittlung der Luftqualität und der Vorbe­

lastung,
-  Ermittlung der Beeinträchtigung nahegele­

gener Wohn- und Arbeitsbereiche durch Ge­
rüche,

-  lufthygienische Funktion der vom Vorhaben 
betroffenen Fläche.

• Angaben über die floristische und faunistische
Ausstattung des Standortes
-  Rote-Iiste-Arten und schutzwürdige Bioto­

pe,
-  Durchführung einer detaillierten floristi- 

schen und faunistischen Kartierung.

• Beschreibung der Landschaft

• Erfassung der kulturgeschichtlichen Situation.

Damit sind die in § 2 Satz 1 UVPG aufgeführten 
Schutzgüter abgedeckt. Für eine anspruchsvolle 
UVP muß es selbstverständlich sein, daß eine rein 
sektorale Betrachtung der möglichen Auswirkun­
gen eines geplanten Vorhabens nicht ausreicht. Es 
kommt insbesondere darauf an, Wirkungspfade 
von Schadstoffen durch verschiedene Medien hin­
durch zu verfolgen oder das Zusammenwirken 
unterschiedlicher Schadensursachen, unter­
schiedlicher Noxen, zu beobachten. Insofern wer­
den auch die Wechselwirkungen zwischen den

Schutzgütern in die Beschreibung und Bewertung 
der Umweltauswirkungen einbezogen.

42  Prognose der Auswirkungen

Nach der Bestandsaufnahme folgt die Prognose 
der zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens 
auf die Umwelt. Sie schließt die Beschreibung 
aller
— kurzfristigen und langfristigen
— direkten und indirekten
— primären und sekundären
— kumulativen
— vorübergehenden und ständigen
— positiven und negativen
Auswirkungen der Maßnahme auf die Umwelt ein.

Zur Prognose möglicher Umweltauswirkungen 
werden in der Regel Modellrechnungen durchge­
führt, insbesondere für die Bereiche Boden, 
Grundwasser und Luft/Klima. D abei ist zu berück­
sichtigen, daß sich Veränderungen bei den Schutz­
gütern direkt oder auf Umwegen (räumlich und 
zeitlich) auf die verschiedenen ökologischen 
Funktionen oder Umweltfaktoren auswirken kön­
nen. Wirkungsmodelle ermöglichen es, die Haupt­
veränderungen über
— den Luftpfad
— den Bodenpfad
— den Wasserpfad

zu ermitteln. Die verschiedenen Pfade können da­
bei miteinander in Verbindung stehen, wechselsei­
tig miteinander agieren. Beispiel: Verunreinigun­
gen der Luft führen zur Kontamination von Böden 
und Gewässer und damit zur Akkumulation von 
Schadstoffen in der Nahrungskette. Die Beach­
tung der möglichen Problemverlagerungen von ei­
nem Medium in ein anderes und der Wechsel­
wirkungen - z.B. verschiedener Schadstoffe bzw. 
Medien miteinander - muß nicht zuletzt deshalb 
ein besonderes Anliegen der UVP sein, weil eben 
diese Probleme von der sektoralen Fachplanung 
nur unzureichend angegangen werden können.
Natürlich ist die Prognose um so zuverlässiger, je 
präziser die für die Berechnung notwendigen Da­
ten sind. Bei der Erhebung dieser Daten sollte 
unbedingt auf das Wesentliche geachtet und die 
Anhäufung irrelevanter Informationen vermieden 
werden. Diese Auswahl setzt eine fachliche Ge­
wichtung und Bewertung voraus, die im Rahmen 
der UVS offenzulegen ist.

Wichtig ist, daß die Beschreibung der möglichen 
erheblichen Auswirkungen sowohl den bestim­
mungsgemäßen als auch den nicht bestimmungs­
gemäßen Betrieb der Anlage berücksichtigt. Die 
potentiellen Störungen durch den nicht bestim­
mungsgemäßen Betrieb sind im Rahmen von Risi­
ko- und Sicherheitsbetrachtungen möglichst in 
quantitativer Form zu prognostizieren.

Grundsätzlich ist festzuhalten: Je empfindlicher 
und gefährdeter, also je schutzbedürftiger die ge­
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setzlich benannten Schutzgüter, aber auch be­
stimmte mit ihnen verbundene Nutzungen sind, 
desto höher müssen die Anforderungen an die 
Genauigkeit und Zuverlässigkeit der Prognose 
sein. Die Grenzen der Prognosefahigkeit sollten 
dabei allerdings nicht außer acht gelassen werden 
(vgl. hierzu HERMANN, B.: Abfalldeponien. In: 
Handbuch der Umweltverträglichkeitsprüfung, 
TZ 4100, S. 43).

43  Maßnahmen zur Vermeidung und Vermin­
derung sowie zum Ausgleich und Ersatz 
von Umweltbeeinträchtigungen

Gemäß UVPG gehören zu den einzureichenden 
Planungsunterlagen des Vorhabenträgers auch die 
Beschreibung von Maßnahmen
— zur Vermeidung
— zur Verminderung
— zum Ausgleich

von Beeinträchtigungen der Umwelt durch die 
geplante Maßnahme. Außerdem müssen für nicht 
ausgleichbare, aber vorrangige Eingriffe in Natur 
und Landschaft entsprechende Ersatzmaßnah­
men geplant werden.

Diese Anforderung stützt sich auf § 8 BNatSchG. 
Hier heißt es in Abs. 2:
"Der Verursacher eines Eingriffs ist zu verpflich­
ten, vermeidbare Beeinträchtigen von Natur und 
Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare 
Beeinträchtigungen innerhalb einer zu bestim­
menden Frist durch Maßnahmen des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege auszugleichen, so­
weit es zur Verwirklichung der Ziele des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege erforderlich 
ist."

Im wissenschaftlich-ökologischen Sinn ist ein sol­
cher Ausgleich von Eingriffen in Ökosysteme nicht 
möglich. Im juristischen Sinn ist ein Eingriff dann 
ausgeglichen, wenn "nach seiner Beendigung kei­
ne erhebliche oder nachhaltige Beeinträchtigung 
des Naturhaushalts zurückbleibt und das Land­
schaftsbild landschaftsgerecht wiederhergestellt 
oder neu gestaltet ist". Danach geht man von einem 
Ausgleich aus, wenn
— im Einflußbereich der Planung die gleichen 

Arten und Lebensgemeinschaften mit etwa 
gleichen Populationsgrößen Vorkommen,

— Grundwassererneuerung und Grundwasser­
qualität nicht beeinträchtigt werden,

— Oberflächengewässer einen vergleichbaren 
Zustand aufweisen,

— die Bodenfruchtbarkeit und -nutzbarkeit nicht 
verschlechtert wurde,

— der Lufthaushalt und das Geländeklima nicht 
wesentlich verschlechtert bzw. verändert wur­
den.

Sind Eingriffe in Natur und Landschaft nicht aus­
gleichbar, werden sie jedoch gegenüber den Be­

langen von Natur und Landschaft als vorrangig 
eingestuft, so müssen Ersatzmaßnahmen durchge­
führt werden. Durch diese Maßnahmen sollen 
neue Lebensräume geschaffen und die Entwick­
lung neuer schutzwürdiger Ökosysteme vorange­
trieben werden (HERMANN, B., ebenda, S. 47 f).

4.4 Bewertung im Rahmen von UVS bzw.UVP

Die Bewertung im Rahmen von UVS darf nicht mit 
der Bewertung durch die Genehmigungsbehörde 
verwechselt werden.

Ob eine emittierende Anlage als umweltverträg­
lich eingestuft wird, ob Umweltauswirkungen zu­
mutbar sind oder nicht, beurteilt letztendlich die 
zuständige Behörde. Der UVP-Gutachter hat die­
se Entscheidung fachlich vorzubereiten, er liefert 
die wichtigsten Entscheidungsgrundlagen.

Die Bewertung innerhalb der UVS soll die Struk­
turen, Nutzungen, Funktionen und Potentiale der 
Schutzgüter mit ihrer Belastungsempfindlichkeit 
und Vorbelastung in Zusammenhang bringen. Da­
bei lassen sich drei Teilbewertungen unterschei­
den:
— Eignungsbewertung/Bewertung der Leistungs­

fähigkeit eines Schutzgutes,
— Belastungsbewertung,
— Wirkungsanalyse.

Die Eignungsbewertung möchte den auf natürli­
chen Faktoren basierenden Wert eines Standortes 
bezüglich der ihm zugedachten Nutzung feststel­
len - z.B. Grundwasser für die Trinkwasserversor­
gung, Landschaft für die Naherholung, Undurch­
lässigkeit des Untergrundes für eine Deponie.

Die Belastungsbewertung stellt den Grad der be­
reits bestehenden anthropogenen Schädigung 
bzw. Belastung der Schutzgüter fest. Hierzu kön­
nen gesetzlich festgelegte oder wissenschafdich 
bestimmte Grenz- oder Schwellenwerte herange­
zogen werden.

In der Wirkungsanalyse werden außerdem die 
Auswirkungen des Eingriffs (durch den Bau und 
Betrieb einer Anlage) auf die Naturpotentiale und 
auf die Landschaft dargestellt. Die Bewertung der 
Auswirkungen ist abhängig von dem Gefährdungs­
potential, das von der Anlage ausgeht und vom 
Wert der beeinträchtigten Schutzgüter.

Bewertungsmaßstäbe sind dann wieder die schon 
genannten Umweltqualitätsziele und Umwelt­
standards. Greifbare Rechtsfolgen treten - wie be­
reits bemerkt - in der Regel allerdings erst dann 
ein, wenn Umweltstandards rechtlich normiert 
worden sind.

Über diesen Punkt und insbesondere über das 
Verhältnis zwischen fachlicher und politischer Be­
wertung, wird seit Inkrafttreten des UVPG kon­
trovers diskutiert. Während die Verfechter des 
umweit- und rechtspolitischen Status quo beto­
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nen, daß für die Bewertung der Umweltauswir­
kungen eines UVP-pflichtigen Vorhabens allein 
die Bewertungsmaßstäbe des geltenden Fach­
rechts herangezogen werden dürfen, berufen sich 
die Anhänger einer effizienten UVP auf die §§ 1 
und 2 U VPG und leiten aus diesen das Gebot einer 
rein fachlichen bzw. rein ökologischen Bewertung 
ab.

M.E. liegen beide, die UVP-Minimalisten und die 
UVP-Maximalisten, falsch. Die Minimalisten ver­
kennen, daß die Bewertung der Umweltauswir­
kungen zwar nach Maßgabe der Gesetze, aber 
eben auch im Hinblick auf eine wirksame Umwelt­
vorsorge im Sinne der §§ 1 und 2 des Gesetzes 
vorgenommen werden solL Die Maximalisten da­
gegen wollen nicht wahrhaben, daß eine rein fach­
liche Bewertung schon an der Tatsache scheitert, 
daß es "rein ökologische" Bewertungsmaßstäbe 
gar nicht gibt, daß alle umweltbezogenen Zulässig­
keitsvoraussetzungen demnach immer schon ver­
mittelt sind mit gegenläufigen Belangen und In­
teressen. Reine Umweltqualitätsnormen gibt es 
allenfalls außerhalb der rechtlich relevanten 
Normsphäre, z.B. in der Wissenschaft. Solchen 
Normen fehlt jedoch ein für ihre Durchsetzungs­
fähigkeit entscheidendes Element: das der Inter­
subjektivität.

Eine UVP, die Bewertungsmaßstäbe benutzt, die 
vom politischen Entscheider nicht akzeptiert wer­
den, führt unweigerlich zum Wertkonflikt zwi­
schen UVS-Experten und Entscheidungsträger. 
Diesen Konflikt kann der UVS-Experte nicht ge­
winnen, wenn er mit Maßstäben arbeitet, die nicht 
rechtlich festgelegt oder rechtlich legitimierbar 
sind. Nur das rechtliche Bewertungskonzept un­
terwirft die UVP inhaltlich der gerichtlichen Kon­
trolle, und erst das Einbeziehen der UVP in das 
Sanktionensystem gerichtlicher Kontrolle gibt ihr 
die Chance, von den Fachsystemen in der Praxis 
nicht einfach ignoriert zu werden.

Wir sollten nicht vergessen, daß mit der Einfüh­
rung der UVP bzw. mit ihrer Integration in die 
Verfahren der Fachplanung auch eine Machtfrage 
verbunden ist. Diese Machtfrage wird so lange 
zugunsten des "business as usual" entschieden wer­
den, solange die Ergebnisse der UVP nicht an 
Bewertungsmaßstäben gemessen werden, deren 
Erfüllung im Notfall eingeklagt werden kann.
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